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 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 11.4.2016

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 14.4.2016

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 4/2016 = 27.4.2016

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

1/15 6/15 9/15 1/16
- 0,3 % + 0,3 %   0,0 % + 0,5 %

Für alle Steuerpflichtigen

Es bleibt dabei: Nur teilweise beruflich genutzte 
Arbeitszimmer steuerlich nicht abzugsfähig

| Der Große Senat des Bundesfinanzhofs hat die Hoffnungen von vielen Steuer-
zahlern zunichte gemacht, dass auch Kosten für nur teilweise beruflich genutzte 
Arbeitszimmer steuerlich abzugsfähig sind. Es bleibt nach dieser aktuellen Ent-
scheidung also beim bisherigen Grundsatz: Kosten für ein häusliches Arbeitszim-
mer wirken sich nur dann steuermindernd aus, wenn die Räume nahezu aus-
schließlich für betriebliche oder berufliche Zwecke genutzt werden. |

Häusliche Arbeitszimmer

Aufwendungen (z. B. anteilige Miete, 
Abschreibungen, Wasser- und Energie-
kosten) für ein häusliches Arbeitszim-
mer sind wie folgt abzugsfähig:

 • Bis zu 1.250 EUR jährlich, wenn für 
die betriebliche oder berufliche Tä-
tigkeit kein anderer Arbeitsplatz 
zur Verfügung steht,

 • ohne Höchstgrenze, wenn das Ar-
beitszimmer den Mittelpunkt der 
gesamten betrieblichen und beruf-
lichen Betätigung bildet.

Die Aufwendungen sind aber nur dann 
steuerlich abzugsfähig, wenn der büro-
mäßig eingerichtete Raum nahezu aus-
schließlich zu betrieblichen und/oder 

beruflichen Zwecken genutzt wird. Le-
diglich eine untergeordnete private Mit-
benutzung (< 10 %) ist unschädlich. 

Viele Steuerzahler hatten gehofft, dass 
die Sichtweise zur nahezu ausschließli-
chen beruflichen Nutzung der Räume 
nicht mehr zeitgemäß ist. Und das aus 
gutem Grund: Denn der Große Senat 
des Bundesfinanzhofs hatte 2009 das 
Aufteilungsverbot für Reiseaufwen-
dungen bei gemischt (beruflich sowie 
privat) veranlassten Reisen gekippt, so-
dass derartige Aufwendungen grund-
sätzlich nach den Zeitanteilen der Reise 
aufteilbar sind. Für ein häusliches Ar-
beitszimmer gilt dies aber nicht.

Bei seiner aktuellen Entscheidung hat 
sich der Große Senat des Bundesfi-
nanzhofs wohl von praktischen Erwä-
gungen leiten lassen: Dass der Raum 

wie ein Büro eingerichtet ist und nahe-
zu ausschließlich zur Erzielung von Ein-
nahmen genutzt werden muss, diene 
dazu, den betrieblich/beruflichen und 
den privaten Bereich sachgerecht von-
einander abzugrenzen, Gestaltungs-
möglichkeiten zu unterbinden und den 
Verwaltungsvollzug zu erleichtern. Bei 
einer Aufteilung sind diese Ziele nicht 
zu erreichen, da sich der Umfang der 
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jeweiligen Nutzung innerhalb der Woh-
nung des Steuerpflichtigen nicht objek-
tiv überprüfen lässt. Eine sachgerechte 
Abgrenzung wäre bei einer Aufteilung 
daher nicht gewährleistet.

Ergebnis: Aufwendungen für Räume, 
die z. B. zu 60 % beruflich und zu 40 % 
privat genutzt werden, sind weiterhin 
steuerlich nicht abziehbar. Auch Auf-
wendungen für eine „Arbeitsecke“ sind 
nicht abzugsfähig, da diese Räume 
schon ihrer Art und ihrer Einrichtung 
nach erkennbar auch privaten Wohn-
zwecken dienen.

Arbeitsmittel und außerhäusliche 
Arbeitszimmer

Die Entscheidung hat keine Auswirkun-
gen auf Arbeitsmittel und außerhäusli-
che Arbeitszimmer. Auch hier bleibt al-
les beim Alten. Das bedeutet:

 • Die als Arbeitsmittel zu qualifizie-
renden Gegenstände (z. B. Schreib-
tisch und Computer) unterliegen 
nicht den Abzugsbeschränkungen.

 • Befindet sich das Arbeitszimmer 
z. B. räumlich getrennt vom übri-
gen Privatbereich in einem Mehr-
familienhaus, liegt oftmals ein au-
ßerhäusliches Arbeitszimmer vor, 
sodass die Kosten nicht den Ab-
zugsbeschränkungen unterliegen. 

Beachten Sie | Die Abgrenzung 
zwischen häuslichen und außer-
häuslichen Arbeitszimmern ist oft 
schwierig. Da sie vom Einzelfall ab-
hängt, kommt es häufig zu Streitig-
keiten mit dem Finanzamt. 

Quelle | BFH, Beschluss vom 27.7.2015, GrS 
1/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 183407; 
BFH, Mitteilung Nr. 6 vom 27.1.2016

Für Vermieter

Nachträglicher Abzug von Schuldzinsen:  
Lebensversicherung ist nicht vorzeitig zu verwerten 

| Schuldzinsen, die nach der Veräußerung einer zuvor vermieteten Immobilie ge-
zahlt werden, können grundsätzlich weiter als nachträgliche Werbungskosten 
abgezogen werden, wenn und soweit die Verbindlichkeiten (Darlehen) durch den 
Veräußerungserlös nicht getilgt werden können. Wurde bei der Finanzierung eine 
Lebensversicherung zur Sicherheit an die Bank abgetreten, muss deren Rück-
kaufswert aber nicht zur Schuldentilgung eingesetzt werden. Mit dieser Entschei-
dung hat der Bundesfinanzhof der Handhabung der Verwaltung widersprochen. |

Zum Veräußerungserlös zählt zwar 
grundsätzlich auch eine vereinnahmte 
Versicherungssumme aus einer Kapi-
tallebensversicherung, wenn diese in 
die Finanzierung der Anschaffungskos-
ten der Immobilie einbezogen und da-
mit wesentlicher Bestandteil der Darle-
hensvereinbarung geworden ist. Endet 
der Versicherungsvertrag im Zeitpunkt 
der Veräußerung – regulär durch Zeit-
ablauf oder durch (vorzeitige) Kündi-
gung –, dann muss der Steuerpflichtige 
die Versicherungsleistung auch zur Ab-
lösung des Darlehens verwenden. 

Aber: Der Grundsatz des Vorrangs der 
Schuldentilgung verpflichtet den Steu-
erpflichtigen nicht, die Beendigung des 
Versicherungsvertrags von sich aus 
herbeizuführen, wenn die Versicherung 
weiterhin die Rückführung des Darle-
hensrestbetrags absichert. Denn die 
vorzeitige Kündigung einer Kapitalle-
bensversicherung kann im Einzelfall 
mit zum Teil erheblichen Verlusten 
verbunden sein. Und ein dem Grunde 

nach wirtschaftlich unsinniges Verhal-
ten kann vom Steuerpflichtigen nicht 
erwartet werden, argumentierte der  
Bundesfinanzhof mit Weitblick.

MERKE | In diesem Zusammenhang 
ist auch auf eine weitere aktuelle Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs hin-
zuweisen. Danach stellen Beiträge für 
Risikolebensversicherungen selbst 
dann keine Werbungskosten bei den 
Einkünften aus Vermietung und Ver-
pachtung dar, wenn sie der Absiche-
rung von Darlehen dienen, die zur Fi-
nanzierung des Mietobjekts abge-
schlossen wurden. Auch eine Auftei-
lung der Beiträge (private versus durch 
die Vermietung bedingte Veranlas-
sung) lehnte der Bundesfinanzhof im 
Streitfall ab. 

Quelle | BFH-Urteil vom 16.9.2015, Az. IX R 
40/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 182816; 
BFH-Urteil vom 13.10.2015, Az. IX R 35/14, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 183318

Für Arbeitnehmer

Übernachtungskosten 
bei Fernfahrern  
können pauschal  
geschätzt werden

| Im internationalen Fernverkehr nicht 
selbstständig tätige Fernfahrer, die die 
Möglichkeit haben, in der Schlafkabine 
der Lkws zu übernachten, können zur 
Abgeltung typischer Aufwendungen  
– wie z. B. der Benutzung von Duschen 
auf Raststätten – pauschal 5 EUR je 
Übernachtung als Werbungskosten 
geltend machen. Zu diesem Ergebnis 
kommt das Finanzgericht München. |

Übernachtungskosten anlässlich einer 
Auswärtstätigkeit können grundsätz-
lich nur in tatsächlich angefallener Hö-
he als Werbungskosten abgesetzt wer-
den. Demgegenüber sind die Aufwen-
dungen zu schätzen, wenn Einzelnach-
weise nicht vorliegen, es jedoch fest-
steht, dass Übernachtungen tatsächlich 
stattgefunden haben. 

Bei einem im internationalen Fernver-
kehr tätigen Fernfahrer, der im Regel-
fall in der Schlafkabine des Lkws über-
nachtet, ist davon auszugehen, dass ty-
pischerweise bestimmte Kosten – z. B. 
für Dusche, Toilette, Reinigung der 
Schlafgelegenheit – entstehen. Diese 
Aufwendungen können nach Auffas-
sung des Finanzgerichts München im 
Streitjahr 2010 mit 5 EUR je Übernach-
tung geschätzt werden. 

PRAXISHINWEIS | Auch das Finanz-
gericht Schleswig-Holstein hält einen 
Betrag von (mindestens) 5 EUR für das 
Jahr 2007 für realistisch. Wegen der 
Kostensteigerungen dürfte inzwischen 
auch ein geringfügig höherer Betrag 
anzuerkennen sein. 

Wer sich hierauf allerdings nicht ver-
lassen möchte, der sollte zumindest 
für einen repräsentativen Zeitraum 
(beispielsweise von drei Monaten) Ein-
zelnachweise sammeln. Auch wenn 
dies nicht zwingend erforderlich ist, 
können hierdurch gegebenenfalls hö-
here Werbungskosten für Übernach-
tungsnebenkosten glaubhaft gemacht 
werden. 

Quelle | FG München, Urteil vom 2.9.2015, Az. 
7 K 2393/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
145934; FG Schleswig-Holstein, Urteil vom 
27.9.2012, Az. 5 K 99/12
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Für GmbH-Gesellschafter

Zinsen für Gesellschafterdarlehen: Ausschluss  
der Abgeltungsteuer nur bei unmittelbarer Beteiligung 

| Gewährt ein Gesellschafter einer GmbH, an der er mit mindestens 10 % unmit-
telbar beteiligt ist, ein Darlehen, sind die Zinsen nicht mit dem Abgeltungsteuer-
satz von 25 % zu versteuern. Anzuwenden ist vielmehr der persönliche Steuersatz, 
der deutlich höher sein kann. Wird die Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft al-
lerdings „nur“ mittelbar gehalten, ist die Abgeltungsteuer anzuwenden. So lautet 
ein Urteil des Finanzgerichts Rheinland-Pfalz. |

Demgegenüber differenziert die Finanz-
verwaltung nicht und bezieht auch mit-
telbare Beteiligungen in die Berechnung 
der 10 %-igen Beteiligungsgrenze ein. 
Die überwiegende Meinung in der Lite-
ratur sieht jedoch anders aus – und 
zwar aus folgendem Grund: Die mittel-
bare Beteiligung ist hier nicht explizit 
genannt, in der gleichen Norm (zu einer 
anderen Fallgestaltung) aber schon. 
Dies zeigt, dass die beiden Begriffe nicht 
bedeutungsgleich zu verwenden sind.

Beachten Sie | Das Finanzgericht hat 
sich der Literaturmeinung angeschlos-
sen. Da die Verwaltung Revision einge-
legt hat, können geeignete Fälle mit ei-
nem Einspruch offengehalten werden. 

PRAXISHINWEIS | Die Beteiligungs-
grenze von 10 % ist nach Ansicht des 
Bundesfinanzhofs nicht verfassungs-
widrig. Damit gibt sich der in diesem 
Verfahren unterlegende (unmittelbar 
beteiligte) Gesellschafter aber nicht 
zufrieden. Er ist der Meinung, dass die 
Grenze willkürlich ist und hat Verfas-
sungsbeschwerde eingelegt. Ob diese 
allerdings erfolgreich sein wird, muss 
zumindest bezweifelt werden. 

Quelle | FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 
24.6.2015, Az. 2 K 1036/13, Rev. BFH Az. VIII R 
27/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 146221; 
BMF-Schreiben vom 9.10.2012, Az. IV C 1 - S 
2252/10/10013, Tz. 137; BFH-Urteil vom  29.4.2014, 
Az. VIII R 23/13, anhängig: BVerfG Az. 2 BvR 
2325/14

Für Unternehmer

Neue Grundsätze  
zur umsatzsteuerlichen 
Organschaft

| In mehreren Entscheidungen hat der 
Bundesfinanzhof zu Zweifelsfragen im 
Zusammenhang mit der umsatzsteuer-
lichen Organschaft Stellung genom-
men und dabei einige neue Grundsätze 
aufgestellt. Entgegen der bisherigen 
Sichtweise ist nun auch eine Organ-
schaft mit Tochterpersonengesell-
schaften möglich. |

Zum Hintergrund: Die umsatzsteuer-
rechtliche Organschaft führt zu einer 
Zusammenfassung mehrerer Unter-
nehmen zu einem Steuerpflichtigen. 
Leistungsbeziehungen zwischen diesen 
Unternehmen werden nicht mehr be-
steuert. Der Organträger ist Steuer-
schuldner auch für die Umsätze, die 
andere eingegliederte Organgesell-
schaften gegenüber Dritten ausführen.  

Die Einschränkung der Organschaft auf 
abhängige juristische Personen hält der 
Bundesfinanzhof zwar dem Grunde nach 
für sachlich gerechtfertigt, weil nur so 
einfach und rechtssicher über die Be-
herrschungsvoraussetzungen der Or-
ganschaft entschieden werden kann. 
Allerdings rechtfertigt dies nicht den 
Ausschluss von Tochterpersonenge-
sellschaften, an denen nur der Organ-
träger und andere von ihm finanziell be-
herrschte Gesellschaften beteiligt sind.

PRAXISHINWEIS | Durch die neue 
Sichtweise wird der Kreis der in die 
Organschaft einzubeziehenden Gesell-
schaften erweitert. Dabei ist zu beach-
ten, dass eine Organschaft kein Wahl-
recht darstellt, sondern bei Vorliegen 
der Voraussetzungen automatisch ent-
steht. Wie die Finanzverwaltung mit 
der neuen Sichtweise umgehen wird, 
bleibt vorerst abzuwarten.

In den weiteren Entscheidungen hat der 
Bundesfinanzhof u. a. zwei Grundsätze 
bestätigt. Danach ist eine Organschaft 
zwischen Schwestergesellschaften 
nicht möglich. Zudem lehnt der Bun-
desfinanzhof einen Nichtunternehmer 
als Organträger weiter ab. 

Quelle | BFH-Urteile vom 2.12.2015, Az. V R 
25/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 183313; Az. 
V R 15/14, Abruf-Nr. 183312; Az. V R 67/14, Abruf-
Nr. 183314; BFH-Urteil vom 3.12.2015, Az. V R 
36/13, Abruf-Nr. 183316

Für Arbeitnehmer

Feier aus beruflichem und privatem Anlass:  
Kosten können (teilweise) abziehbar sein

| Eine Feier aus beruflichem und privatem Anlass kann zumindest teilweise als 
Werbungskosten abziehbar sein. Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs kann der 
als Werbungskosten abziehbare Betrag anhand der Herkunft der Gäste abgegrenzt 
werden, wenn die Einladung der Gäste aus dem beruflichen Umfeld (nahezu) aus-
schließlich beruflich veranlasst ist. |

Wichtig ist, dass nicht nur ausgesuchte 
Gäste aus dem beruflichen Umfeld ein-
geladen werden, sondern die Einladun-
gen nach abstrakten berufsbezogenen 
Kriterien (z. B. Abteilungszugehörig-
keit) erfolgen. Das „Herauspicken“ ein-

zelner Kollegen führt dazu, dass die 
Kosten nicht abziehbar sind. Denn dann 
ist davon auszugehen, dass der private 
Anlass (Freundschaft) überwiegt. 
 Quelle | BFH-Urteil vom 8.7.2015, Az. VI R 
46/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 180249

 

Für alle Steuerpflichtigen

In Thüringen wird der Immobilienerwerb teurer

| In Thüringen wird die Grunderwerbsteuer erhöht. Ab 2017 steigt der Steuersatz 
von derzeit 5 % auf dann 6,5 %. |

Wer den Kauf einer Immobilie in Thü-
ringen plant, sollte diesen nach Mög-
lichkeit noch in 2016 durchführen, um 
Grunderwerbsteuer zu sparen. Beträgt 
der Kaufpreis für die Immobilie bei-
spielsweise 300.000 EUR, werden ab 

dem nächsten Jahr nämlich 4.500 EUR 
mehr Grunderwerbsteuer fällig.
 
Quelle | Erstes Gesetz zur Änderung des 
Thüringer Gesetzes über die Bestimmung des 
Steuersatzes bei der Grunderwerbsteuer vom 
21.12.2015
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Unternehmer

Investitionsabzugsbetrag kann aufgestockt werden  

| Ein Investitionsabzugsbetrag (IAB) kann in einem nachfolgenden Wirtschaftsjahr 
erhöht werden. Dies hatte der Bundesfinanzhof bereits in 2014 entschieden. Das 
Bundesfinanzministerium hat sich nun (endlich) dazu entschlossen, diese Recht-
sprechung allgemein anzuerkennen – allerdings nur unter Voraussetzungen. |

Hintergrund

Für die künftige Anschaffung oder Her-
stellung von neuen oder gebrauchten 
abnutzbaren beweglichen Wirtschafts-
gütern des Anlagevermögens kann ein 
steuermindernder IAB beansprucht 
werden (Wahlrecht). Da der Gesetzge-
ber durch diese Steuerstundungsmög-
lichkeit insbesondere Investitionen von 
kleinen und mittleren Unternehmen er-
leichtern will, dürfen gewisse Größen-
merkmale nicht überschritten werden: 

 • Bilanzierende Gewerbetreibende/ 
Freiberufler: Betriebsvermögen 
von 235.000 EUR,

 • Einnahmen-Überschussrechner: 
Gewinn (ohne Berücksichtigung 
des IAB) von 100.000 EUR.

Aufstockung unter Voraussetzungen

Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs 
kann ein IAB, der bereits in einem Vor-
jahr abgezogen wurde, ohne dabei die 
absolute Höchstgrenze von 200.000 EUR 
je Betrieb oder die relative Höchst-
grenze von 40 % der voraussichtlichen 
Anschaffungs- oder Herstellungskos-
ten zu erreichen, in einem Folgejahr bis 
zum Erreichen der Höchstgrenzen auf-
gestockt werden. Diese Entscheidung 
wendet das Bundesfinanzministerium 
nun in allen noch offenen Fällen an. 

So viel zur guten Nachricht. Denn 
gleichzeitig hat die Verwaltung zur Auf-
stockung von IAB, die in vor dem 
1.1.2016 endenden Wirtschaftsjahren in 
Anspruch genommen worden sind, ei-
nige Konkretisierungen vorgenommen. 
Danach soll u. a. Folgendes gelten:

 • Die Aufstockung ist nur zulässig, 
wenn das Größenmerkmal sowohl 
am Schluss des jeweiligen Abzugs-
jahrs als auch am Ende des Wirt-
schaftsjahrs nicht überschritten 
wird, in dem die Erhöhung berück-
sichtigt werden soll. 

 • Im Wirtschaftsjahr der Anschaf-
fung oder Herstellung des Wirt-
schaftsguts ist eine Aufstockung 
ausgeschlossen.

 • Eine Erhöhung verlängert nicht den 
dreijährigen Investitionszeitraum.

Neue Rechtslage

Das Schreiben des Bundesfinanzminis-
teriums regelt nur die Aufstockung von 
IAB, die in vor dem 1.1.2016 endenden 
Wirtschaftsjahren in Anspruch genom-
men worden sind. Nach der neuen 
Rechtslage macht eine Aufstockung 
wenig Sinn, da dem IAB keine konkret 
bezeichnete Einzelinvestition mehr zu-
zuordnen ist.  

MERKE | Nach der bis 2015 geltenden 
Rechtslage war die Funktion des Wirt-
schaftsguts anzugeben. Für nach dem 
31.12.2015 endende Wirtschaftsjahre 
ist dies nicht mehr erforderlich. Denn 
nach der gesetzlichen Neuregelung ist 
„nur“ noch die Summe aller IAB nach 
amtlich vorgeschriebenen Datensätzen 
durch Datenfernübertragung an das Fi-
nanzamt zu übermitteln. 

Quelle | BMF-Schreiben vom 15.1.2016, Az. IV 
C 6 - S 2139-b/13/10001, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 146220; BFH-Urteil vom 12.11.2014, 
Az. X R 4/13

Für Arbeitnehmer

Ratgeber für Lohnsteuerzahler
| Die obersten Finanzbehörden der Länder haben einen kleinen Ratgeber für 
Lohnsteuerzahler veröffentlicht, der wichtige Informationen und Tipps zur Lohn-
steuer 2016 enthält. |

Der Ratgeber kann unter www.iww.de/
sl1769 heruntergeladen werden. 

Quelle | FinMin NRW „Lohnsteuer 2016 – 
Kleiner Ratgeber für Lohnsteuerzahler“

Für Vermieter

Abschreibungen:  
Kaufpreisaufteilung  
im Notarvertrag ist 
grundsätzlich maßgeblich

| Soll ein bebautes Grundstück vermie-
tet werden, bemisst sich die Höhe der 
Abschreibungen nach dem auf das Ge-
bäude entfallenden Anteil am Gesamt-
kaufpreis. Der Aufteilungsmaßstab rich-
tet sich dabei grundsätzlich nach der 
Aufteilung der Vertragsparteien im 
Kaufvertrag. Etwas anderes gilt nach 
Auffassung des Bundesfinanzhofs dann, 
wenn die Aufteilung nur zum Schein ge-
troffen wurde oder ein steuerlicher Ge-
staltungsmissbrauch vorliegt, um die 
steuermindernde Abschreibung für das 
Gebäude in die Höhe zu treiben. |

Weicht der Wert für den Grund und Bo-
den erheblich von den Bodenrichtwer-
ten ab, ist das nur ein Indiz dafür, dass 
die vertragliche Aufteilung gegebenen-
falls nicht die realen Werte wiedergibt. 
Kommt es zum Rechtsstreit, muss das 
Finanzgericht eine Gesamtwürdigung 
vornehmen und prüfen, ob die Abwei-
chung durch besondere Aspekte nach-
vollziehbar erscheint. Hierbei sind u. a.  
die Bauqualität und der Wohnwert des 
Gebäudes im Kontext der Nachbar-
schaft (Straßenlärm, soziale Einrich-
tungen etc.) zu berücksichtigen. 

Beachten Sie | Die von den Vertrags-
parteien vorgenommene Kaufpreisauf-
teilung ist zu korrigieren, wenn sie die 
realen Wertverhältnisse in grundsätz-
licher Weise verfehlt und wirtschaft-
lich nicht haltbar erscheint. Ist eine 
Korrektur notwendig, hat sie auf 
Grundlage der realen Verkehrswerte 
von Grund und Boden sowie Gebäude 
zu erfolgen.

Quelle | BFH-Urteil vom 16.9.2015, Az. IX R 
12/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 182815


